
50 Jahre Grundgesetz 4/99
 

 

  
 

Sozialisierung - verdrängte

Alternative

Zur Wirtschaftsverfassung des Grundgesetzes

Andreas Funke

rund und Boden, Naturschätze

und Produktionsmittel können
zum ZweckederVergesellschaf-

tung durch ein Gesetz, das Art und
Ausmaß der Entschädigung regelt, in
Gemeineigentum oder in andere Formen
der Gemeinwirtschaft überführt wer-
den.“ So steht es kurz und bündig in
Art. 15 des Grundgesetzes (GG), ähnli-

che Vorschriften finden sich in einigen
Landesverfassungen. Auch die Weima-
rer Reichsverfassungenthielt einen ver-
gleichbaren Artikel (Art. 156). Im politi-
schen Diskurs unserer Tagespielt Verge-
sellschaftung bzw. Sozialisierung jedoch
keine Rolle, vielmehr ist die staatliche
Wirtschaftspolitik auf Privatisierung als
das pure Gegenteil ausgerichtet. In der

rechtswissenschaftlichen Literatur, auch
der zur Eigentumsdogmatik,führt Art. 15
GG ein Schattendasein. Praktisch wurde
Art. 15 GG bisher nicht wirksam, da der

Bundesgesetzgeber von der Vorschrift
nie Gebrauch gemacht hat. Einzig in
Hessen unternahm man 1946 zumindest
den — später gescheiterten — Versuch,

einige Unternehmen in Gemeineigentum
zu überführen. Im folgendenBeitragsoll
untersucht werden, warum ein Artikel

des Grundgesetzes, der in den Lobes-
hymnen zu dessen 50. Geburtstag keine
Erwähnung fand, in das Grundgesetz
Eingang fand, welche Bedeutung dies
damals hatte und was davon für aktuelle
Debatten und Probleme noch mobilisiert
werden kann.

Idee und Geschichte der
Sozialisierung

Grund und Boden, Rohstoffe und Pro-

duktionsmittel sind fundamentale Pro-
duktionsfaktoren. Als Sachen bzw.
Sachgesamtheiten bedürfen sie der Zu-
ordnung zu Rechtsträgern. Diese Funkti-

on wird in jeder Rechtsordnung durch
das Eigentum erfüllt. Damit ist aber
noch nicht entschieden, wer überhaupt

Eigentümer dieser Produktionsfaktoren
und damit der Erzeugnisse der Produkti-
on sein kann.
Im Mittelalter war dies der Feudalherr,

d.h. der aristokratische Gutsherr, der
gleichzeitig politische Herrschaftsfunk-
tionen wahrnahm. Mit zunehmendem



4/99 50 Jahre Grundgesetz

 

 

Handel und Gewerbe und zunehmender
Kommerzialisierung der Landwirtschaft
vollzog sich dann eine entscheidende
Ausdifferenzierung: Auf der einen Seite
wurden politische Funktionen immer
weiter zentralisiert — der moderne Staat
entstand. Demgegenüberlösten sich die
lokalen Gemeinschaften auf, und es

bildete sich die bürgerliche Gesellschaft
heraus. Derpolitische Liberalismus(z. B.
John Locke, Zwei Abhandlungen über

die Regierung, 1690) weist nun dem

Staat die Aufgabe zu, Freiheit und
Eigentum der Individuen zu schützen.
Der Wirtschaftsliberalismus zieht nach
und meint, dieser Staat müsse sich jeden
Eingriffs in diese Marktgesellschaft ent-
halten, da er nur deren durch die „un-

sichtbare Hand des Marktes“ (Adam

Smith, Der Wohlstand der Nationen,

1776) bewirkte quasi-natürliche Harmo-
nie störe. Für diese bürgerlich-liberale,
besser: kapitalistische Eigentums- und
Wirtschaftsordnung ist also klar, wem

die Produktionsmittel zuzuordnen sind.
Sie müssen Privaten im weitesten Sinne,

also natürlichen Personen, Personen-

vereinigungen oder Kapitalgesellschaf-
ten zur individuellen Nutzenmaximie-
rung, zur Gewinnerzielung überlassen
werden.

Dochso einfach war es nie. Prozesse
zunehmender Verelendung großer
Schichten legten die in dieser bürgerli-
chen Marktgesellschaft angelegte struk-
turelle soziale Ungleichheit offen: Einer
die Produktionsmittel besitzenden klei-
nen Minderheitsteht eine arbeitssuchen-
de Mehrheit gegenüber, die keineswegs
frei ist. Bereits frühzeitliche politische
Utopien (z.B. Thomas Morus, Utopia,

1516) machen deutlich, daß die indivi-

dualistische Zuordnung des Eigentums
selbst die Ursacheist: „ [...] dort aber,

wo es kein Privateigentum gibt, befassen

sich alle im vollen Ernst mit dem
Gemeinwohl.“ Historisch außerordent-
lich wirksam werden diese Überlegun-
gen von Karl Marx auf den Begriff
gebracht.In einer radikalen Kritik an der
Idee der Menschenrechte entlarvt er das

Rechtauf Privateigentum als „Recht des

Eigennutzes“: „Keines der sogenannten
Menschenrechte gehtalso über den egoi-
stischen Menschen hinaus, über den
Menschen,wie er [...] auf sich, auf sein

Privatinteresse und seine Privatwillkür
zurückgezogenes und vom Gemeinwe-
sen abgesondertes Individuumist.“ (Zur

Judenfrage, 1843). 1848 hieß es dann im

Kommunistischen Manifest: „In diesem

Sinne können die Kommunisten ihre
Theorie in dem einen Ausdruck: Aufhe-
bung des Privateigentums, zusammen-

fassen“.

So wird die Abschaffung des Privatei-
gentumszur politischen Forderung, die
von der ArbeiterInnenbewegungaufge-
griffen wird. Im Programm der Soziali-
stischen Arbeiterpartei Deutschlands

(1890 Umbenennungin Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands), verabschie-

det 1875 auf dem sog. Gothaer
Vereinigungskongreß, heißt es: „Die Be-
freiung der Arbeit erfordert die Ver-
wandlung der Arbeitsmittel in Gemein-
gut der Gesellschaft und die genossen-
schaftliche Regelung der Gesamtarbeit
mit gemeinnütziger Verwendung und
gerechter Verteilung des Arbeitsertrages.“

Zum Begriff Gemeinwirtschaft

Wir kennen heute zwei grundlegende
wirtschaftspolitische Modelle: Markt-
wirtschaft und Planwirtschaft. Bei-
de geben eine Antwort auf die
Frage, welche Güter wie produ-
ziert und wie verteilt werden
sollen. Das erste Modell setzt
auf Selbststeuerung, die sich in
der schon oben erwähnten „un-
sichtbaren“ Art und Weise durch
einen Angebot und Nachfrage
koordinierenden Wettbewerb
vollzieht. In einer Planwirtschaft
wird der Marktmechanismus
durch zentrale Wirtschafts-
verwaltungersetzt. Zentrale Plä-
ne für bestimmte Zeiträume (1

Jahr, 5 Jahre oder länger) stellen

die Abdeckungdesgesellschaft-
lichen Bedarfs sicher und steu-
ern den Wirtschaftsprozeß.
Gemeinwirtschaft kann also

nicht mit Planwirtschaft gleich-
gesetzt werden. Vielmehr geht
es in erster Linie um den Zweck,

den ein Unternehmen mit seiner
wirtschaftlichen Tätigkeit — in einer
Markt- oder Planwirtschaft — verfolgt.
Ist das Unternehmen auf Gewinnerzie-
lung ausgerichtet, spricht man von pri-
vatwirtschaftlicher Orientierung. Diein-
dividuelle Interessen des Eigentümers,
dem der Gewinn zusteht, entscheiden.

Verfolgt ein Unternehmendagegennicht-
private Zwecke, sondern wirtschaftet es
auf der Grundlagekollektiver Interessen
(sozialer, ökologischer oder anderer Na-
tur), liegt eine gemeinwirtschaftliche
Orientierung vor. Sozialistische Theore-
tiker präzisieren diese mit folgenden
Grundsätzen: Bedürfnisbefriedigung, De-

mokratisierung (KonsumentInnen und
Beschäftigte partizipieren am Unterneh-
men) und gerechte Einkommensvertei-

lung.

Historisch ist das Marktwirtschafts-
modell mit dem privatwirtschaftlichen
Prinzip zur kapitalistischen Produkti-
onsweise verwoben: Die privatnützige
Verwendung des Eigentums und seiner
Erzeugnisse motivieren zur Leistungs-
entfaltung und gewährleisten so den
marktwirtschaftlichen Selbststeuerungs-
mechanismus. Die in der BRD derzeit
propagierte „soziale Marktwirtschaft“
ist dazu keine grundlegendeAlternative,

da sie das Modell nicht in Fragestellt, 

sondern durch aktive staatliche Wirt-
schaftspolitik lediglich Grenzen zu set-
zen sucht. Dadurch ist das gemeinwirt-
schaftliche Prinzip — im weitesten Sinne
— aber nicht ausgeschlossen. So können
zum einendie öffentlichen Unternehmen
von Bund und Ländern (z. B. Kreditan-

stalt für Wiederaufbau) sowie der Kom-

munen(zZ. B. die Sparkassen, aber auch
kommunale Eigen- und Regiebetriebe)
als gemeinwirtschaftlich angesehen wer-
den,die Erfüllung öffentlicher Aufgaben
ist bei diesen sogar Voraussetzung für
ihre rechtliche Zulässigkeit. Mißt man
diese Unternehmen jedoch an den ange-

führten Präzisierungen der soziali-
stischen Theorie, kann hier von

Gemeinwirtschaft nicht gespro-
chen werden, da es jedenfalls an

der Orientierung an Demokrati-
sierung und gerechter Einkom-
mensverteilung fehlt. Zudem
sind diese Unternehmen in der
Regel dem Wettbewerb mit an-
deren Unternehmen ausgesetzt.

Sie stehen also unter dem Druck,
sich typischen marktwirtschaft-
lichen Verhaltensweisen anzu-
passen, erwirtschaftete Verluste
erzeugen Rechtfertigungszwän-
ge.
Zum anderen sind hier die

Unternehmen der „freien Ge-

meinwirtschaft“ zu nennen. Sie
beruhen aufdem genossenschaft-
lichen Prinzip: Schicksalsgefähr-
ten schließen sich zusammen,

nicht um Gewinn zu erzielen,
sondern um ihre Lage zu verbes-

sern. Beispiele sind Kreditgenossenschaf-
ten wie die Volks- und Raiffeisenbanken
und die Unternehmen der sog. gemein-
nützigen Wohnungswirtschaft oder auch
die food coop für Produkte aus biologi-
schem Anbau. Als gemeinwirtschaftlich
im oben dargestellten Sinne können aber
auch diese Unternehmennicht bezeich-
net werden, da sie nicht Interessen der
Allgemeinheit verfolgen, sondern die
ihrer Träger. Mit Sozialisierung im Sin-
ne des Art. 15 GG haben sie zudem
nichts zu tun, weil sie nicht durch
enteignenden Hoheitsakt zustandekom-
men, sondern durch Vereinbarung ihrer
Mitglieder.

Der Weg in das Grundgesetz

Von den 65 Abgeordneten des mit der
Ausarbeitung und Verabschiedungeines
westdeutschen Grundgesetzes beauftrag-
ten Parlamentarischen Rates waren je 27
Vertreter der SPD und der CDU/CSU.
Somit war klar, daß in grundlegenden,
die beiden großen Lager trennenden
Fragen nur Kompromisseerzielt werden

konnten, wobei ebenso klar war, daß
politische Radikalansichten — z. B. von
links: 2 KPD-Abgeordnete — keine
Durchsetzungsfähigkeit hatten.
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Die SPD war auch nach dem 2. Welt-
krieg programmatisch auf der 1875 ein-
geschlagenen und auf dem Erfurter Par-
teitag 1890 noch präzisierten marxisti-
schen Linie. Erst auf dem Godesberger
Parteitag von 1959 verabschiedete sie
sich vom marxistischen Sozialismus und
auch ausdrücklich von der Forderung
nach Sozialisierung. In die Beratungen
des Parlamentarischen Rates ging sie
also noch mit dem Ziel der Beseitigung
der kapitalistischen Produktionsweise.
Vor allem die Gewerkschaften formu-
lierten ergänzenddie realpolitische Vari-
ante dieses Zieles: Wirtschafts- und
politische Ordnungsollten in einer sog.
Wirtschaftsdemokratie, die sich durch

planmäßige Wirtschaftslenkung, Mit-
bestimmungderArbeitnehmerInnenin
den Betrieben und ebendieSozialisie-
rung bestimmter Unternehmen aus-
zeichnet, auf einen Nenner gebracht
werden.

Die CDU dagegen befand sich
schon auf dem Kurs zur „sozialen

Marktwirtschaft“. Zwar hatte auch
sie in ihrem Ahlener Programm von
1947 — unter dem Einfluß des christli-
chen Sozialismus — das „kapitalistische
Gewinn- und Machtstreben“ verurteilt
undsich für Sozialisierungsmaßnahmen
ausgesprochen. Bis zu den Beratungen
im Parlamentarischen Rat setzten sich
jedoch die liberaleren Kräfte (Adenauer,
Erhard) durch. Da man nun im Grundge-
setz nicht das eine oder andere wirt-
schaftspolitische Konzept festschreiben
konnte, mußte die Frage offenbleiben
und verschoben werden. Man war sich
darineinig, daß die politischen Gremien
des zukünftigen Gemeinwesens über
dessen Wirtschaftsverfassung entschei-
densollten. Die SPD hätte wohl ohne die
Aufnahme des Art.15 GG (und der

entsprechenden Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes nach Art. 74 Abs. 1
Nr. 15 GG)und der dadurch prädizierten
Offenheit dem Grundgesetz gar nicht
zugestimmt. Die Aufnahmeeines Sozia-
lisierungsartikels ist im übrigen den
Abgeordneten auch deshalb nicht so
schwer gefallen, weil gerade gegenüber
dem Großunternehmertum aufgrund des-
sen bereitwilliger Unterstützung des na-
tionalsozialistischen Systems erhebliches
Mißtrauen bestand.

Was bedeutet Sozialisierung nach
Art. 15 GG genau?

Um sich nun die juristisch-dogmatische
Umsetzung einer Vergesellschaftung bes-
ser klar machen zu können, müssen das

  

  

oben dargelegte gemeinwirtschaftliches
Ziel und die dafür passende Rechtsform
unterschieden werden. Das in Art. 15
GG vorgesehene Gemeineigentum läßt
sich allerdings in juristischen Kategori-.
en nicht leicht präzisieren. Auch die
Kommentarliteratur zu Art. 15 GG weist

hier Unsicherheiten auf. Jedenfalls be-

darf es eines Rechtssubjektes (gesell-
schaftsrechtlich: eines Unternehmens-

trägers), dem die in Art. 15 GG genann-
ten Güter durch den Sozialisierungsakt
zugeordnet werden können. Dies kann,

muß aber nicht der Staat (Bund / Land)

selbst sein, es

kann

   

4
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sich auch um eine Gemeinde oder eine
andere Selbstverwaltungskörperschaft
des öffentlichen Rechts handeln. Sofern
durch entsprechenden staatlichen Ein-
fluß die gemeinwirtschaftliche Zweck-
bestimmung gewährleistet wird, sind
aber ebenso private Rechtsformen denk-
bar, z. B. Kapitalgesellschaften wie Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung
(GmbH) oder Aktiengesellschaften (AG)

mit mehrheitlicher Beteiligung der öf-
fentlichen Hand. In Hessen wurde sogar
eine zwischen öffentlich-rechtlicher und
privater Rechtsform stehende „Sozial-
gemeinschaft“ als Unternehmensträger
konzipiert. Vergesellschaftung ist also

nicht notwendigerweise Verstaatlichung.
An dieser Stelle soll auch einem

verbreiteten Mißverständnis vorgebeugt
werden. Die sachliche Begrenzung der
Sozialisierungsobjekte in Art. 15 GG
macht klar, daß das Privateigentum an
sich nicht abgeschafft werden kann.
Sonstiges privates Eigentum, insbeson-
dere das den persönlichen Zwecken
dienende,bleibt unberührt. AuchArt. 14

GGsteht einer vollständigen Abschaf-
fung entgegen.

 

Die Funktionsweise einer umfassend
sozialisierten Wirtschaftsordnung kann
man sich gut am Beispiel der ehemali-
gen DDR verdeutlichen. Unternehmen
(„Betriebe“) und Bodenschätze befan-

den sich in Volkseigentum, dem „soziali-
stischen Eigentum an Produktions-

mitteln“ (Art. 9 und 12 DDR-Verfassung
von 1968), sie waren also verstaatlicht.

Die Landwirtschaft war zum großenTeil
genossenschaftliches Eigentum (sog.
LPG). Private Zusammenschlüsse zu

wirtschaftlichen Zwecken nach west-
deutschem Zivilrecht — also z.B. als
GmbH oder ähnliches, gab es dagegen
nicht. Und die sich nicht in Volkseigen-
tum befindlichen kleineren Handwerks-
und Gewerbebetriebe waren an die Be-
friedigung gesellschaftlicher Bedürfnis-
se gebunden(Art. 14 DDR-Verf.).

Gescheitert: Sozialisierung in
Hessen

Während Art. 15 GG zunächst nur eine
Eingriffsgrundlage für eine noch durch-
zuführende Sozialisierung verschafft,

geht Art.41 der Hessischen Landes-
verfassung von 1946 einen Schritt wei-
ter. Lapidar heißt es dort: „Mit Inkraft-

treten dieser Verfassung werden 1. in
Gemeineigentum überführt: der Bergbau
[...], die Betriebe der Eisen- und Stahl-

erzeugung |[...] 2. vom Staate beaufsich-

tist oder verwaltet: die Großbanken und
Versicherungsunternehmen [...]“. Hier
wurdenalso qua Verfassungdie betroffe-
nen Betriebe (nicht die gesamte Wirt-
schaft, deshalb nur Teilsozialisierung)

Gemeineigentum des Landes Hessen.

Da die amerikanische Militärregierung
diesem Artikel skeptisch gegenüberstand,
ordnete sie für ihn eine gesonderte
Volksabstimmung an. Die Ergebnisse
der im Dezember 1946 durchgeführten
Abstimmung waren eindeutig: Neben
der allgemeinen Zustimmung zur Ver-
fassung von 76,8 % entschieden sich
71,9 % der Stimmenfür den Art. 41.
Die damalige hessische Regierung

(eine SPD / CDU-Koalition) stand nun

vor dem Problem, erstmals eine Soziali-
sierung auch praktisch durchzuführen.
Zu diesem Zweck wurdenfür die betrof-
fenen Betriebe (z.B. 19 Braun-

kohlegruben, die Buderus’schen Eisen-
werke, 11 energiewirtschaftliche Aktien-

gesellschaften) zunächst Überwachungs-
ausschüsse und Treuhänderbestellt. Alles
weitere aber ging schief.
So bedurfte die Durchführung des

Sozialisierungsprozesses in erheblichem
Maßeder gesetzlichen Präzisierung, um
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den durch das Inkrafttreten der Verfas-
sung geschaffenen Schwebezustand zu
beenden. Z.B. mußte geklärt werden,

welche Rechtsträger die Betriebe über-
nehmen sollten, wie die Betriebe gelei-

tet, kontrolliert und koordiniert oder wie

die Erträge verwendet werden sollten.
Der hessische Landtag nahm ein ent-
sprechendes Ausführungsgesetz in An-
griff, zu dessen Verabschiedung es je-
doch nie kam. Die CDU gab, auch

aufgrund durchaus berechtigter Beden-
ken über die Machbarkeit des Projektes
— angesichts eines sich marktwirtschaft-
lich strukturierenden Umfeldes — ihre
zustimmende Haltung bald auf. Außer-
dem wollten die Gemeinden, die durch
die Sozialisierung einer Vielzahl von
kommunalen Betrieben betroffen waren,

diese Betriebe als wichtige Einnahme-
quelle für sich behalten. Langwierige
Verhandlungen wurden in Gang gesetzt.
Bei der entscheidenden Abstimmung im
hessischen Landtag 1950 scheiterte das
Gesetz dann knapp. Der genaue Status
der von der Sozialisierung umfaßten
Unternehmen blieb damit bis zu deren
späterer Reprivatisierung ungeklärt.
Eine weitere Hürde war das interve-

nierende Verhalten der amerikanischen
Besatzungsmacht. Zwar versuchte sie
nicht unmittelbar der Sozialisierungs-
politik entgegenzuwirken. Im Zugeihrer
Entflechtungspolitik (Kartellbekämp-
fung) beschlagnahmtesie aber 1948 fast
alle Kohlebergbauunternehmen und die
gesamte hessische Eisen- und Stahlindu-
strie, die dann im Laufe der Zeit in
privatwirtschaftliche neue Gesellschaf-
ten eingebracht wurden. Die Zahl der
unter die Gemeinwirtschaft fallenden
Betriebe wurde so stark reduziert. Da
somit die politischen Chancen des Pro-
jektes zunehmend geschrumpft waren,
verwundert es nicht, daß nun auch

Juristische Mittel mobilisiert wurden. Im
Jahr 1950 stellte die FDP-Fraktion des
Landtages einen Normenkontrollantrag
beim hessischen Staatsgerichtshof. Sie
wollte klären lassen, ob Art. 41 über-
haupt wirksam ist (Bedenken bestanden
wegen eines Verfahrensfehlers und we-
gen der Vereinbarkeit mit Art. 15 GG,

insb. wegen Entschädigungsfragen) und
ob es sich nicht um einen bloßen
Programmsatz handele, d.h. Art. 41 gar
keine unmittelbare Wirkung hätte. Der
EntscheidungdesStaatsgerichtshofs gin-
gen über 20 Rechtsgutachten voraus,
und dies war wohl die erste umfassende

Anpassungsleistung deutscher Juristen
nach dem Dritten Reich: Nur 5 kamen
zum Ergebnis, daß eine wirksame Sofort-
sozialisierung vorlag. Der Staatsgerichts-

hof ließ sich jedoch nicht beirren und
bejahte grundsätzlich die Gültigkeit und
unmittelbare Wirkung des Art. 41. Aller-
dings nahm er die Gemeindebetriebe
und Klein- und Mittelbetriebe von der
Sozialisierungswirkung aus. Somit ver-
ringerte sich der Bestand der vergesell-
schafteten Betriebe weiter. Die wenigen
verbliebenen Betriebe (u. a. 9 Kleinbah-

nen, mittlerweile als Holding-GmbH
geführt) wurden letztendlich entweder
später eingestellt oder wieder privati-
siert.

Renaissance: Verstaatlichung der
Banken

Ungeahnte, Bedeutung erlangte Art. 15

GG in der Ende der 60er, Anfang der

70er Jahre geführten Debatte darüber, ob
das Kreditwesen „verstaatlicht“ werden
sollte. Die „Macht der Banken“(v. a. der

privaten Großbanken) wurde angesichts
der personellen und anteilsmäßigen Ver-
flechtungen von Banken und gewerbli-
cher Wirtschaft insbesondere von den
Jungsozialisten kritisiert. Dabei griff
man auf Vorbilder in anderen Ländern,
z. B. Frankreich oder Österreich, zurück.
Abgesehen vom fehlenden politischen
Durchsetzungswillen - immerhin gibt es
seit den 60er Jahren eine milde Aufsicht
durch das Bundesaufsichtsamt für das
Kreditwesen — wäre das Projekt aber
auch juristisch nicht machbar gewesen.
Es stellte sich nämlich die Frage, ob
Art.15 GG überhaupt eine Eingriffs-
grundlage bereitstellen könnte. Dann
müßte das Bankwesen unter die von
Art. 15 erfaßten Wirtschaftszweige fal-
len, also „Produktionsmittel“ sein. Zu

dieser Frage gab es damals etliche
Stellungnahmen in der rechtswissen-
schaftlichen Literatur. Die „herrschende
Meinung“ war und ist aber der Ansicht,
daß Dienstleistungen nicht als auf
Sachgüterproduktion aufzufassende Pro-
duktionsmittel verstanden werden kön-

 

nen. Die „Mindermeinung‘“ weist dage-
gen mit Recht darauf hin, daß eine
Sozialisierung der Banken geradezu Vor-
aussetzung für die Sozialisierung der
Industrie ist. Vertreter von Banken sind
in unzähligen Aufsichtsräten vertreten,
Bankensind in hohem Maße an anderen
Unternehmenbeteiligt, und die Kredit-
vergabe als eine wichtige Funktion der
Banken hat erheblichen Einfluß auf die
Investitionslenkung und damit auf die
gesamtwirtschaftliche Entwicklung.

Alternativen zur Planwirtschaft?

Da in der DDR das Privateigentum an
Produktionsmitteln fast vollständig auf-
gehoben wurde, ergänzte man die Wirt-
schaftsordnung durch den Grundsatz der
Planung und Leitung der Volkswirt-
schaft (Art. 9 II DDR-Verf.): die Plan-

wirtschaft. Auch der von SPD und
Gewerkschaften ursprünglich mit der
Einführung von Art. 15 GG verbundene
Sinngehalt dürfte dem entsprechen. Die
mittlerweile offenbar gewordenen Risi-
ken und Schwächen dieses Wirtschafts-
modells — Mißlingen wegen des Fehlens
ökonomischer Anreize, Gefährdung in-
dividueller wirtschaftlicher und politi-
scher Freiheiten und Fehlplanung -
lassen fragen, ob es zur Einführung einer
Planwirtschaft nicht auch Alternativen
gibt.
Eine Möglichkeit wäre die Einführung

eines sog. Marktsozialismus. Diese
Wirtschaftsform wurde von sozialisti-
schen Theoretikern entworfen und in
Ansätzen im früheren Jugoslawien prak-
tiziert. Danach werden(eine Art Rosinen-

theorie) zwar die Produktionsmittel in

öffentliches Eigentum überführt, der

marktwirtschaftliche Wettbewerb bleibt
aber erhalten. Unmittelbare staatliche
Beeinflussung des Wirtschaftsprozesses
wird allenfalls für vorsichtige zentrale
Preisfestsetzung zugelassen.
Eine andere Alternative wären Teil-

sozialisierungen in einem marktwirt-
schaftlichen Umfeld. Art. 15 GG ließe
dies zu. Jedochfragtsich, ob ein solches

Vorgehen — innerhalb der marktwirt-
schaftlichen Logik — auch funktionieren
würde. Hierfür kann, neben dem Sonder-
fall Hessen, aufinternationale Erfahrun-
gen zurückgegriffen werden, da bei-
spielsweise in England und Frankreich
nach dem 2. Weltkrieg wichtige Industri-
en verstaatlicht wurden (Eisenbahn, Mon-

tan, Elektrizität; in Frankreich auch

Banken und Versicherungen und das
Renault-Automobilwerk). Die Ergebnis-
se ähneln den bereits oben für die
bundesrepublikanischen öffentlichen
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Unternehmendargestellten, so daß Skep-
sis angezeigt ist: Die verstaatlichten
Industrien waren durch viele Auflagen
gebunden, wiesen vergleichsweise ge-
ringe Wachstumsraten auf und erschie-

. nen ineffizient. Außerdem wirkten sich
Gemeinwohlorientierungen marktstörend
und wettbewerbsverzerrend aus. So konn-
ten zwar durch staatliche Zuschüsse für
die verstaatlichten Industrien deren Prei-
se für ihre Leistungen bedürfnisgerecht
ausgestaltet werden. Jedoch profitierten
davonin erheblichem Maßeauchprivat-
wirtschaftliche Unternehmen,da die nied-

rigeren Preise häufig für Zwischenpro-
dukte galten und somit die privaten
EndverbraucherInnen gar nicht erreich-
ten. Die geringeren Preise stellten somit
mittelbar eine dauerhafte Subventionie-
rung bestimmter Unternehmen dar, die
Ineffizienz und Krisenanfälligkeit auslö-
ste. Konservative Regierungen schließ-
lich reduzierten die Funktionen der ver-
staatlichten Unternehmen auf die „blo-
Ber“ öffentlicher Unternehmen.

Angesichts der erfolgreichen Restau-
ration der bürgerlich-kapitalistischen Pro-
duktionsweise in den Gründungsjahren
der Bundesrepublik stellt sich die Frage,
ob das Grundgesetz überhaupt „wirt-
schaftspolitisch neutral“ ist. Der Wort-
laut gibt für eine Antwort nichts her. In
der rechtswissenschaftlichen Literatur
wurde von der Gewährleistung der so-
zialen Marktwirtschaft (Nipperdey) bis
hin zur Gewährleistung des Sozialismus
(Abendroth)alles vertreten. Das Bundes-
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verfassungsgericht hat sich dagegen wei-
se zurückgehalten. In seinem Investi-
tionshilfe-Urteil von 1952 (BVerfGE 4,

7) hat es diese Neutralität betont und die

gegenwärtige Wirtschaftsordnungnurals
„mögliche Ordnung“ bezeichnet. Im Mit-
bestimmungsurteil von 1976 (BVerfGE
50, 290) hat es die Argumentation der

Beschwerdeführer, das Grundgesetz ent-
halte eine Wertentscheidung zugunsten
des Privateigen-
tums als Element
der Wirtschafts-
ordnung, nicht

aufgegriffen. Der
Gegenstand die-
ses Urteils, die

paritätische un-
ternehmerische
Mitbestimmung
nicht nur in der

Montanindustrie,
ist übrigens die
abgeschwächte
Form einer der
oben erwähnten
„wirtschaftsdemokratischen“ Forderun-
gen.

Die wirtschaftspolitische
Neutralität des Grundgesetzes

Hinsichtlich der Alternative Planwirt-
schaft/Marktwirtschaft ziehen die Grund-
rechte dem Gesetzgeber klare Grenzen.
Eine zentrale Planung des Wirtschafts-
prozesses ist mit den grundrechtlichen
Gewährleistungen der Berufs- und
Eigentumsfreiheit in der gegenwärtig
herrschenden Auslegung nicht verein-
bar. Insofern ist die bundesrepublikani-
sche Wirtschaftspolitik auf die Markt-
wirtschaft festgelegt. Eine derartige Fi-
xierung ergibt sich wohl auch aus dem
Europarecht (und dessen Anwendungs-
vorrang). Art. 4 I EG-Vertrag verpflich-
tet die Europäische Union und ihre
Mitgliedsstaaten in ihrer Wirtschaftspo-
litik auf den „Grundsatz der offenen
Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“.

Gemeinwirtschaftliche Orientierungen
sind damit aber nicht ausgeschlossen.
Sie sind ebensoin einer Marktwirtschaft
denkbar, wenn auch den dargestellten

praktischen Schwierigkeiten ausgesetzt.
Vor diesem Hintergrund erscheint Art. 15
GG also als Rahmen für einen mögli-
chen Übergang zu anderen Wirtschafts-
formen.

Fazit

Daspolitische Programm Sozialisierung

gibt Antworten auf Fragen, die sich
heute nicht mehrstellen. Als Forderung
nach sozialer Umwälzung der Wirt-
schaftsordnungist es auf eine industria-
lisierte Wirtschaftsstruktur bezogen und
greift in der postindustriellen Dienstlei-
stungsgesellschaft zu kurz. Als Forde- 

rung an den Staat vertraut es auf eine
politische Gestaltungkraft, die ein Staat,
der sich beliebig Globalisierungszwängen
fügt, nicht mehr wahrnehmen kann.

Solange im politischen System markt-
wirtschaftlich-kapitalistische Denkmuster
beibehalten werden, haben auch Teil-

sozialisierungen kaum eine Chance.
Der ursprüngliche Gehalt des Art. 15
GG ist somit obsolet. Dessen aktuelle

Bedeutung besteht
meines Erachtens
in folgendem: In
rechtsmethodischer
Hinsicht können

Auslegungstopoi
wie die der „Ein-

heit der Verfas-
sung“ oder der „ob-

jektiven Wertord-
nung des Grundge-
setzes“ nur unter

Vorbehalt verwen-
det werden, weil

eine solche „Ein-

heit“ oder die Vor-
stellung einer geschlossenen Ordnung
der pluralistischen Offenheit des Grund-
gesetzes für alternative Konzepte zuwi-
derläuft. Art. 15 GG schafft somit Span-
nungen,die er- und ausgehalten und von

verantwortungsvollen JuristInnen ausle-
gend-schöpferisch bewältigt werden müs-
sen. Politisch ist Art. 15 GG schließlich
„» [...] das fortbestehende Angebot an

denjenigen,der die augenblickliche Wirt-
schaftsordnung ablehnt, innerhalb der
grundgesetzlichen Ordnung und nicht
außerhalb dieser für seine Ziele zu
kämpfen“(Bryde).

Andreas Funkestudiert Jura und lebt
in Köln.
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